
Binnenschifffahrt  04 | 20201     

Recht

Recht

Verklarung und 
Gerichtsgutachten  
in Österreich

Die Einholung eines Gutachtens eines Sachverständigen zur umfassenden Feststellung des Unfallherganges sowie der daraus resultie-
renden Schäden ist im Verklarungsverfahren in Österreich zulässig, allerdings nur soweit es um die Feststellung von tatsächlichen Um-
ständen des Unfalles geht.

Es ist vom Verklarungszweck nicht gedeckt und damit nicht zulässig, den Gutachter damit zu beauftragen zu beurteilen, ob etwa in der 
Wahl des Kurses ein nautisches Fehlverhalten liegt, da es sich insoweit nicht um die Ermittlung des konkreten Unfallsachverhaltes han-
delt, sondern um die Prüfung eines etwaigen Sorgfaltsverstoßes und damit der Rechtswidrigkeit und des Verschuldens als Vorausset-
zung für eine Haftung.

Das Binnenschifffahrtsgesetz ist als ursprünglich deutsches Gesetzeswerk seit 1938 bis heute in Österreich geltendes Recht. Die in  
§§ 13 und 14 BinSchG enthaltenen Verweise auf das deutsche Verfahrensrecht sind 1945 nicht bewusst beibehalten worden. Deshalb 
geltend ergänzend zum Binnenschifffahrtsgesetz in Österreich die aktuell geltenden österreichischen verfahrensrechtlichen Bestim-
mungen, die hinsichtlich Parteistellung, Ladung oder Beweisaufnahme in §§ 11 ff BinSchG modifiziert sind.

Beschluss des Schiffahrtsgerichtes Wien 
vom 13. Januar 2020 (rechtskräftig).

1.) Dem Antrag des Erstantragstellers und 
der Zweitantragstellerin auf Befundergän-
zung vom 5.11.2019 wird stattgegeben.

2.) Der Beweisantrag der Antragsgegnerin 
vom 8.11.2019 wird zurückgewiesen.

3.) Dem Sachverständigen Kapitän H wird 
aufgetragen, in Ergänzung seines Befun-
des vom 23.9.2019 – binnen 4 Wochen – 
folgende Umstände festzustellen:

– �die Pegelstände am 22.5.2019 an dem 
der Schleuse Abwinden-Asten nächst-
gelegenen Pegel Oberwasser,

– �die Wasser-Durchflussmenge am Wehr 
der Schleuse am 22.5.2019, sowie

– �die Führung der Wehre beim Kraftwerk/
Schleuse Abwinden-Asten am 22.5.2019.

Begründung:

Mit Schriftsatz vom 5.11.2019 beantragten 
O und die V die Ergänzung des Befundes 
des Sachverständigen Kpt. H.

Mit Schriftsatz vom 8.11.2019 beantragte 
die P die Erstattung von Befund und Gut-
achten dazu, ob die vom Schiffsführer des 
MFGS »Verdi« vor der Havarie gewählte 
Fahrlinie am linken Ufer bei für ihn geöff-
neter rechter Schleusenkammer im Sinne 
der Unfallverhütung fahrtechnisch sach-
gerecht gewesen sei, sowie ob sich aus 
der Auswertung der DoRis-Daten und den 
vorliegenden Angaben des Schiffsführers 
aus fachlicher Sicht ergebe, dass die ge-
genständliche Havarie auf etwas ande-
res als ein nautisches Versagen zurückge-
gangen sei. Begründet wurde der Antrag 

damit, dass Zweck des Verklarungsver-
fahrens die Klärung des tatsächlichen 
Unfallhergangs sei, dazu komme als Be-
weisaufnahme auch die Einholung eines 
Gutachtens zur zusammenhängenden Un-
tersuchung aus fachlicher nautischer Sicht 
in Betracht, weil es bei der Prüfung nauti-
schen Verschuldens primär um eine Unter-
suchung des Fahrverhaltens nach den Re-
geln der Nautik gehe.

In ihren Stellungnahmen zu diesem Be-
weisantrag brachten die Antragsteller 
zusammengefasst vor, dass das Verkla-
rungsverfahren ein bloßes Beweisaufnah-
meverfahren sei und ein Sachverständiger 
daher im Zuge dessen zwar mit der Aus-
arbeitung eines Befundes beauftragt wer-
den könne, nicht jedoch mit der Erstattung 
eines Gutachtens. Ein Verklarungsverfah-
ren habe ausschließlich die Funktion, die 
unbedingt sicherungsbedürftigen Bewei-
se zusammenzustellen, nicht jedoch, über 
das Verschulden an einer Schiffshavarie 
zu entscheiden.

Der Schiffer ist berechtigt und auf Ver-
langen des Schiffseigners oder eines La-
dungsbeteiligten nach § 11 des Gesetzes 
betreffend die privatrechtlichen Verhält-
nisse der Binnenschifffahrt (in weite-
rer Folge: Binnenschifffahrtsgesetz [Bin-
SchG]) verpflichtet, vor dem zuständigen 
Gericht eine Beweisaufnahme über den 
tatsächlichen Hergang sowie über den 
Umfang des eingetretenen Schadens und 
über die zur Abwendung oder Verringe-
rung desselben angewendeten Mittel zu 
beantragen. Die Aufnahme des Beweises 
erfolgt nach den Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung (§ 13 BinSchG).

Bereits an der im Binnenschifffahrtsge-
setz verwendeten Terminologie ist er-
sichtlich, dass es sich bei diesem Gesetz 

um ein ursprünglich deutsches Gesetzes-
werk handelt, dessen Stammfassung im 
deutschen Reichsgesetzblatt (dRGBl. S 
868/1898) kundgemacht wurde. Nach dem 
Anschluss Österreichs 1938 galt das Bin-
nenschifffahrtsgesetz auch in Österreich 
und verblieb nach 1945 im österreichi-
schen Rechtsbestand, ohne dass Verwei-
se auf andere deutsche Regelungswerke 
wie das Gerichtskostengesetz (§ 14 Bin-
SchG) im Gesetzestext geändert worden 
wären. Dass es sich dabei aber nicht um 
eine bewusste Beibehaltung dieser Ver-
weise auf das deutsche verfahrensrecht-
liche Bestimmungen handelt, ergibt sich 
schon aus der Vielzahl der 1945 zu prü-
fenden und aufgrund des gegebenenfalls 
darin eingeschriebenen nationalsozialis-
tischen Gedankengutes zu bereinigenden 
Gesetzesmaterien sowie aus dem Um-
stand, dass sich beispielsweise in § 14 Bin-
SchG nach wie vor der Verweis auf eine 
Gebührenobergrenze von »dreißig Mark« 
findet. Im Sinne des verfahrensrechtlichen 
Prinzips der lex fori ist daher davon aus-
zugehen, dass die aktuell geltenden ös-
terreichischen verfahrensrechtlichen Be-
stimmungen anzuwenden sind, die durch 
die Einzelregelungen der §§  11 ff Binn-
SchG etwa hinsichtlich Parteistellung, La-
dung oder amtswegige Beweisaufnahme 
teilweise modifiziert werden. (Schmidt 
in Riedel, Österreichisches Binnenschiff-
fahrtsrecht, 41)

Schon nach dem Wortlaut des § 11 Bin-
SchG bezweckt das Verklarungsverfah-
ren nur die Klärung des tatsächlichen 
Hergangs des betreffenden Schiffsunfal-
les sowie die Feststellung des Umfanges 
des eingetretenen Schadens und der zur 
Abwendung oder Verringerung dessel-
ben angewendeten Mittel. Der Zweck der 
Verklarung ist die Klarstellung des Unfal-
les, um dadurch die Grundlage für die Re-

»Revidirte Rheinschifffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK
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gelung der daraus entstehenden privat-
rechtlichen Ansprüche zu schaffen. Der 
Wortlaut nimmt sohin dreifach auf die Tat-
sachenebene Bezug, was typischerweise 
der Befundung als Feststellung und Be-
schreibung von Tatsachen durch Sachver-
ständige entspricht. Denkbar ist jedoch, 
dass die Rekonstruktion des tatsächli-
chen Unfallhergangs nur auf der Grund-
lage von Schlussfolgerungen aus den er-
mittelten Tatsachen (Befund) umfassend 
und abschließend möglich ist. Das Zie-
hen solcher Schlussfolgerungen unter An-
wendung von Erfahrungssätzen durch den 
Sachverständigen ist aber bereits als gut-
achterliche – und nicht bloß befundende – 
Tätigkeit zu qualifizieren.

Aus § 13 BinSchG selbst lässt sich keine 
Beschränkung auf nur bestimmte Beweis-
mittel entnehmen. Der Verweis darauf, 
dass die Beweisaufnahme nach den Vor-
schriften der ZPO erfolgt, ist insoweit in-
terpretationsbedürftig, als sich außerhalb 
der §§ 11 ff BinSchG im österreichischen 
Zivilverfahrensrecht keine Sonderbe-
stimmungen betreffend das Verfahren 
der Verklarung nach § 11 BinSchG finden. 
Der Funktion des Verklarungsverfahrens 
als einem Beweisaufnahmeverfahren, 
in dem der tatsächliche Hergang eines 
Schiffsunfalles und der Umfang des ein-
getretenen Schadens geklärt werden soll, 
entspricht am ehesten jene des Beweis-
sicherungsverfahrens nach den §§ 384 ff 
ZPO. (Schmidt in Riedel, Österreichisches 
Binnenschifffahrtsrecht, 40)

Eine sinngemäße Anwendung der Bestim-
mungen des Beweissicherungsverfahrens 
erscheint daher sinnvoll, darf aber im Er-
gebnis nicht dazu führen, dass durch die 
Anwendung dieser Verfahrensbestim-
mungen im Verklarungsverfahren dessen 
Zweck nicht mehr erreicht werden kann. 
Aus diesem Grund ist auf Basis des allge-
meinen Verweises in § 13 BinSchG auf die 
(gesamte) Zivilprozessordnung im Zusam-
menhalt mit dem Zweck der Verklarung 
davon auszugehen, dass auch die Einho-
lung eines Gutachtens eines Sachverstän-
digen als Beweismittel im Verklarungsver-
fahren grundsätzlich rechtlich zulässig ist, 
sofern dies zur umfassenden Feststellung 
des Unfallherganges sowie der daraus re-
sultierenden Schäden notwendig ist. Die 
Einholung von Gutachten im Verklarungs-
verfahren entspricht im Übrigen auch der 
gerichtlichen Praxis in Deutschland (vgl. 
Beschluss des Schifffahrtsobergerichtes 
Köln, 3 W 31/99, 15.10.1999).

Dem Antrag auf Befundergänzung vom 
5.11.2019 war daher stattzugeben, weil 
er auf eine Verbreiterung des Tatsachen-
substrates hinsichtlich der konkreten Um-
stände des Unfalls vom 22.5.2019 gerich-
tet war.

Der Antrag auf Erstattung von Befund und 
Gutachten vom 8.11.2019 war hingegen zu-

rückzuweisen, weil er nicht auf Feststel-
lung der tatsächlich vom Schiffsführer ge-
wählten Fahrlinie gerichtet war, sondern 
auf die Beurteilung, ob die gewählte Fahr-
linie im Sinne der Unfallverhütung fahr-
technisch sachgerecht gewählt worden 
sei. Dies ist als Vergleich mit dem Verhal-
ten eines maßgerechten Schiffsführers 
angesichts der konkret gegebenen Um-
stände bereits eine Prüfung eines etwa-
igen Sorgfaltsverstoßes und daher der 
Rechtswidrigkeit und des Verschuldens 
als Voraussetzungen für einen Schadener-
satzanspruch, die im Zuge der Verklarung 
als reine Ermittlung des konkreten Unfall-
sachverhaltes nicht vorgesehen ist. Glei-
ches gilt für die Frage, ob die gegenständ-
liche Havarie angesichts der Auswertung 
der DoRis-Daten und den Angaben des 
Schiffsführers auf etwas anderes als nau-
tisches Versagen zurückgehe, weil die Be-
antwortung dieser Frage wiederum die 
Beurteilung eines Verhaltens als »nauti-
sches Fehlverhalten«, damit als sorgfalts-
widrig, voraussetzt.

Mitgeteilt durch Rechtsanwalt  
Dr. Peter Csoklich, Wien

Anmerkung der Redaktion:

Im oben zitierten Verklarungsverfahren 
war durch Beauftragung eines Sachver-
ständigen unmittelbar nach der Havarie 
Beweis erhoben worden über die Ursache 
der Havarie. Der Antragsteller hatte ein 
Umsteuerversagen behauptet. Der Ge-
richtssachverständige hatte dazu belastba-
re Feststellungen im Rahmen des Verkla-
rungsverfahrens getroffen. Die Beteiligte 
P hatte beantragt, dass der Gerichtssach-
verständige sich über die Feststellung der 
Ursachen des Ruderversagens hinaus mit 
der Frage beschäftigen sollte, zu klären, 
ob der Schiffsführer möglicherweise be-
reits bei der Anfahrt auf die Havariestel-
le nautische Fehler gemacht habe. Kon-
kret sollte geklärt werden, ob angesichts 
der Strömungsverhältnisse der gewählte 
Kurs möglicherweise fehlerhaft gewesen 
sei. Diesen Teil des Antrages hat das Schif-
fahtsgericht Wien mit zutreffender Begrün-
dung abgelehnt.

Das Verklarungsverfahren als das wich-
tigste und effektivste rechtliche Instru-
ment zur Bearbeitung von Havariesachen 
findet auch in Österreich Anwendung, was 
im Hinblick auf die Tatsache, dass insbe-
sondere über die Donau ganz erhebliche 
Schiffsverkehre laufen, außerordentlich 
sinnvoll ist.

Auch in Österreich folgt das Verklarungs-
verfahren dem Amtsermittlungsgrundsatz, 
wobei in der Praxis die Schifffahrtsrichter 
sich häufig sehr stark an den Beweisanträ-
gen der Verfahrensbeteiligten orientieren. 
Die Verfahrensbeteiligten haben ein urei-
genes Interesse an der vollständigen Auf-

klärung des Havariegeschehens und wer-
den daher im Zweifel alle notwendigen 
Beweismittel selbst benennen und vor-
schlagen. Diesen Vorschlägen folgen Ver-
klarungsrichter in der Regel.

Insbesondere die Rekonstruktion der ge-
fahrenen Kurse ist regelmäßig nur mit 
Unterstützung eines Sachverständigen 
möglich, ebenso die Untersuchung mög-
licherweise vorhandener technischer Män-
gel oder eines technischen Versagens auf 
havariebeteiligten Schiffen. Deshalb wer-
den oft unmittelbar nach der Havarie im 
Gerichtsauftrag Sachverständige tätig, die 
die Havarieursache aufklären.

Mit der Feststellung der entscheidungser-
heblichen Tatsachen ist die Funktion des 
Verklarungsverfahrens erfüllt, eine Be-
weiswürdigung oder ein streitiger Vortrag 
erfolgt im Verklarungsverfahren nicht. 
Dies bleibt gegebenenfalls einem folgen-
den Streitverfahren vorbehalten.

Die Entscheidung des Schiffahrtsgerich-
tes in Wien ist daher inhaltlich absolut zu-
treffend. Es ist nicht Aufgabe des Verkla-
rungsgerichtes, sich eine Meinung über 
das mögliche Verschulden von Havariebe-
teiligten zu bilden. Deshalb hat das Schif-
fahrtsgericht Wien zu Recht den Antrag 
zurückgewiesen, ein Gutachten zur Beur-
teilung des gewählten Kurses einzuholen 
hinsichtlich der Frage, ob dieser Kurs nau-
tisch sachgerecht oder fehlerhaft war.

Die Entscheidung des Schiffahrtsgerich-
tes Wien hat über das Verklarungsverfah-
ren hinaus Bedeutung. Für Schiffahrts-
richter ist die nautische Beurteilung von 
Havarien insbesondere dann schwierig, 
wenn sie selbst noch über relativ wenig 
Erfahrung in Schifffahrtssachen verfügen. 
Deshalb gibt es Richter, die dazu neigen, 
die nautische Beurteilung des Verhaltens 
eines Havariebeteiligten auf einen Sach-
verständigen zu verlagern. Die Beurtei-
lung der Frage, ob ein Havariebeteiligter 
durch schuldhaft rechtswidriges Verhalten 
die Havarie verursache hat oder nicht, ist 
vornehmste Aufgabe des Richters. Würde 
der Richter die Beantwortung dieser Fra-
ge auf einen Sachverständigen übertra-
gen, würde er der betroffenen Partei den 
gesetzlichen Richter im Sinne des Artikels 
101 I Satz 1 GG entziehen. Der Auftrag an 
einen Gutachter hat sich deshalb immer 
auf die Feststellung von nautischen Tat-
sachen zu beschränken, gegebenenfalls 
ergänzt durch eine Anhörung und Befra-
gung. Die inhaltliche Begründung über ei-
nen Verschuldensvorwurf bleibt aber im-
mer dem Richter vorbehalten.

Auch im Lichte dieser Überlegung ist die 
Entscheidung des Schiffahrtsgerichtes 
Wien inhaltlich sehr zu begrüßen.

Rechtsanwalt Dr. Martin Fischer,  
Frankfurt am Main
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